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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 


Anlage 1 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdilossen: 

Artikel 1 

Das Tabaksteuergesetz vom 4. ^pril 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 721) in der Fassung des 
Gesetzes über die Senkung der Tabaksteuer 
für Zigarren vom 2. August 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 351) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. Der Absatz 1 des § 3 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) die Steuer beträgt: 

A. für Zigarren der Preisklassen bis 
0,40 DM 

28®/o des Kleinverkaufspreiscs 

und 

für Zigarren der Preisklassen über 
0,40 DM 

33 Vo des Kleinverkaufspreises 

B. für Zigaretten 

58 Vo des Kleinverkaufspreises 

C. für feingeschnittenen Rauditabak 
(Feinsdinitt) 

53 Vo des Kleinverkaufspreises 

D. für anderen Rauditabak als Fein- 
sdinitt (Pfeifentabak) 

43®/o des Kleinverkaufspreises 

E. für Kautabak 

18®/o des Kleinverkaufspreises 

F. für Schnupftabak 

23 ®/o des Kleinverkauf spreises . ” 

2. § 15 erhält folgende Fassung: 

4 15 

Der Bundesminister der Finanzen 
kann zur Vereinfachung der Verwaltung 
durch Rechtsverordnung 


1. für Tabakerzeugnisse, die nicht zum 
Handel eingeführt werden, in einer 
Gesamtsumme ermäßigte Eingangsab- 
gaben, die die Belastung der in- 
ländischen Tabakerzeugnisse nicht 
unterschreiten dürfen, festsetzen, 

2. für Tabakerzeugnisse, die unter Hin- 
terziehung oder Gefährdung der Ab- 
gaben (§§ 396 und 402 Reichsabgaben- 
ordnung) eingeführt werden, Durch- 
schnittspreise, nach denen die Steuer 
zu berechnen ist, festsetzen.“ 

3. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 

Die Steuer beträgt 4,80 DM für 1000 
Stück Zigarettenhüllen (Hülsen, Blätt- 
chen).“ 

4. Hinter ^ 74 wird folgender Abschnitt ein- 
gefügt: 

„Abschnitt III 

Steuererleichterung für kleinere Betriebe 
§ 75 

(1) Hersteller von Zigarren, Zigaret- 
ten und Rauchtabak, deren Betrieb am 
1, Januar 1951 betriebsfertig hergerichtet 
war, erhalten auf Antrag eine Steuer- 
erleichterung, die sich nach der tabak- 
steuerlichen Leistung bemlßt. Die Er- 
leichterung wird für die in Satz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse (erstattungsfähige 
Erzeugnisse) in der Form gewährt, daß 
dem Hersteller ein Steuerbetrag in Höhe 
der Steuererleichterung erstattet wird. 

(2) Betriebe, die nach dem 1. Januar 
1951 entstehen, erhalten auf Antrag die 
Steuererleichterung, wenn sie zwei Jahre 


9 



erstattungsfähige Tabakerzeugnisse her- 
gestellt haben. Entsprechendes gilt, wenn 
bestehende Betriebe die Herstellung einer 
Gattung von erstattungsfähigen Tabak- 
crzeugnisscn nach dem 1. Januar 1951 
neu aufnehmen. 

(3) Die Steuererleichterung wird nicht 
gewährt, wenn 

1. der Betrieb nicht ordnungsmäßig ge- 
führt wird oder 

2. der Betrieb nach dem 1. Januar 1951 
durch Teilung eines Betriebes, dem 
Steuererleichterung nicht zustand, ent- 
standen ist oder 

3. außer dem Betrieb, für den Steuer- 
erleichterung beantragt wird, andere 
Betriebe ganz oder teilweise für Redi- 
nung des Antragstellers geführt wer- 
den oder 

4. der Betrieb ganz oder teilweise für 
Rechnung eines anderen Herstellers 
geführt wird oder mehr als 35 v. H. 
einer Gattung erstattungsfähiger Ta- 
bakerzeugnisse, die im Vierteljahr her- 
gestellt werden, an andere Hersteller 
abgegeben werden oder 

5. ein Betrieb, der bei rechtzeitiger Zah- 
lung der Tabaksteuer einen Anspruch 
auf Steuererleichterung nicht haben 
würde (§§ 75 d und 75 e), fällige Be- 
träge nidit rechtzeitig entrichtet. 

(4) Wenn ein Betrieb auf einen an- 
deren Inhaber übergeht (z. B. durch Ver- 
kauf oder Erbgang), hat der Rechtsnach- 
folger die Steuererleichterung erneut zu 
beantragen. 

(5) Die Steuererleichterung fällt mit 
Beginn des Vierteljahres weg, in dem die 
Voraussetzungen für die Gewährung der 
Erleichterung nicht mehr gegeben sind. 

§ 75 a 

(1) Die Zahlung der Beträge, die auf 
Grund der Steuererleichterung zu gewäh- 
ren sind, wird vorläufig ausgesetzt, wenn 
gegen den Betriebsinhaber oder den ge- 
setzlichen Vertreter ein Strafverfahren 
wegen Steuerhinterziehung eingeleitet 
ist. 

(2) Die Steuererleichterung entfällt, 
wenn der Betriebsinhaber oder der ge- 
setzliche Vertreter wegen Steuerhinter- 
ziehung rechtskräftig bestraft worden ist. 


§ 75 b 

Die Steuererleichterung bemißt sich 
nach dem im Vierteljahr gezahlten 
Steuerwert; sie beträgt: 

1. für Hersteller von Zigarren 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 7500 DM ... . 12 v.H. 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

30 000 DM .... 6 v.H. 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

60 000 DM 3 V. H. 

2. für Hersteller von Zigaretten 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 175 000 DM . . . 8 v. H. 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

500 000 DM . . . . 5v. H. 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

1 500 000 DM 3 v.H. 

3. für Hersteller von Rauchtabak 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 14 000 DM ... 10 v.H. 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

70 000 DM 5 v.H. 

c) darüber hinaus bis zum 

140 000 DM ."^ . . . 2 v.H. 

§ 75 c 

(1) Übersteigt In einem Vierteljahr 
der gezahlte Steuerwert 

a) bei Herstellern von Zi- 
garren den Betrag von 100 000 DM 

b) bei Herstellern von Zi- 
garetten den Betrag 

von 2 500 000 DM 

c) bei Herstellern von 
Rauchtabak den Betrag 

von 220 000 DM 

so wird der Betrag der Steuererleich- 
terung, der sich aus § 75 b ergibt, um 
25 V. H. gekürzt. 

(2) Übersteigt in einem Vierteljahr 
der gezahlte Steuerwert 

a) bei Herstellern von Zi- 
garren den Betrag von 125 000 DM 
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b) bei Herstellern von Zi- 
garetten den Betrag 

von 4 625 000 DM 

c) Bei Herstellern von 
Rauchtabak den Betrag 

von 250 000 DM 

so wird der Betrag der Steuererleich- 
terung, der sich aus § 75 b ergibt, um 
50 V. H. gekürzt. 

(3) Die Kürzung tritt auch ein, wenn 
ein Betrieb durch säumige Zahlung der 
Tabaksteuer die Steuerwertgrenzen der 
Absätze 1 und 2 unterschreitet, sie aber 
bei rechtzeitiger Zahlung überschritten 
hätte. 

S 75 d 

Übersteigt in einem Vierteljahr der 
gezahlte St euer wert 

a) bei Herstellern von Zi- 
garren den Betrag von 150 000 DM 

b) bei Herstellern von Zi- 
garetten den Betrag 

von 6 750 000 DM 

c) bei Herstellern von 
Rauchtabak den Betrag 

von 280 000 DM 

so wird die Steuererleichterung nicht ge- 
währt. 

§ 75 e 

Stellt ein Hersteller mehrere Gattun- 
gen von erstattungsfähigen Tabakerzeug- 
nissen oder neben solchen auch andere 
Tabakerzeugnisse her, so wird ihm die 
Steuererleiditerung nur gewährt, wenn 
der Steuerwert der Steuerzeichen, die er 
im Vierteljahr für alle von ihm herge- 
stellten Tabakerzeugnisse insgesamt be- 
zogen hat, den Betrag von 400 000 DM 
und der Steuerwert der Steuerzeichen, 
die er im Vierteljahr für erstattungs- 
fähige Erzeugnisse bezogen hat, den Be- 
trag von 150 000 DM bei Zigarren 
und den Betrag von je 250 000 DM 
bei Zigaretten und Rauchtabak nicht 
übersteigt. Der Betrag der Steuer- 
erleichterung ist nach oben durch 
die Summe begrenzt, die sich aus 
dem Höchstbetrag für eine Gattung 
und aus dem halben Höchstbetrag für 
eine andere Gattung nach § 75 b ergibt. 
Diese Summe ist für jeden Betrieb be- 


sonders zu bilden und zwar aus dem 
Höchstbetrag für die Gattung, für die 
der Hersteller in dem Vierteljahr den 
größten Steuerwertbetrag gezahlt hat 
und aus dem halben Höchstbetrag für 
die Gattung, für die er den nächstnie- 
drigen Betrag an Steuerwert entrichtet 
hat. Sind die gezahlten Steuerwerte 
gleich hoch, so entscheidet für die Bil- 
dung der Summe der höhere Kleinver- 
kaufswert der einzelnen Gattung, für 
die die Steuerwertbeträge gezahlt wor- 
den sind. 

S 75 f 

Hat im Vierteljahr ein Hersteller Ta- 
bakerzeugnisse unversteuert an einen 
anderen Hersteller oder Zigarren an ein 
Tabaksteuerlager geliefert, so wird der 
Steuerwert der gelieferten Erzeugnisse, 
der sich nach den dem Empfänger in 
Rechnung gestellten Warenpreisen er- 
rechnet, dem vom Versender gezahlten 
Steuerwert bei der Ermittlung der 
Steuerwertgrenzen der §§ 75 c bis 75 c 
zugerechnet. 

§ 75 g 

Die Zollstelle hat den Betrag der 
Steuererleichterung, der sich aus den 
§§ 75 b bis 75 f ergibt, nach Ablauf 
jedes Vierteljahres in einem besonderen 
Bescheid festzusetzen und dem Herstel- 
ler zu erstatten. 

§ 75 h 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Staffeln in den §§ 75 b bis 75 d 
sowie die Vomhundertsätze und 
Steuerwertbeträge in den §§ 75 b bis 
75 e zur Anpassung an die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
im Tabakgewerbe zu ändern, soweit 
dies der Erhaltung lebensfähiger mit- 
telständischer Betriebe entspricht; er 
kann dabei die Vomhundertsätze und 
Steuerwertbeträge um höchstens 50 
V, H. erhöhen oder senken, 

2. weitere Bestimmungen über das zur 
Durchführung der §§ 75 bis 75 g die- 
nende Verfahren zu erlassen.“ 

5. Hinter § 80 wird folgender Abschnitt ein- 
gefügt; 
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„Absdinitt VI 

Allgemeine Verwaltungsvorsdiriften 
§ Bl 

Der Bundesminister derFinanzen wird 
ermächtigt, zur Durchführung des Ta- 
baksteuergesetzes allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften zu erlassen.“ 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mäditigt, für versteuerte Tabakwaren, die 
sidi beim Inkrafttreten der Ziffern 1 und 3 
des Artikels 1 Im Handel befinden, als Über- 
gangsregelung durch Reditsverordnung die 
Unterschiedsbeträge, die sich aus der Sen- 


kung der Tabaksteuersätze des § 3 Absatz 1 
und des § 17 des Tabaksteuergesetzes erge- 
ben, zu vergüten, sofern sie im Einzelfall 
mindestens 5, — DM betragen, und das Ver- 
fahren hierfür zu bestimmen. 

Artikel 3 

Die Ziffern 1 und 3 des Artikels 1 und 
der Artikel 2 treten mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes und des Beförderungsteuergesetzes, 
die Ziffern 2 und 5 des Artikels 1 treten am 
Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes 
und Ziffer 4 des Artikels 1 mit Beginn des 
Vierteljahres, in dem dieses Gesetz verkün- 
det wird, in Kraft. 
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ß c g r ü n cl LI n g 


A. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf sieht außer einer Ermäch- 
tigung des Bundesministers der Finanzen zum 
Erlaß von allgemeinen Verwaltungs Vorschrif- 
ten zur Durchführung des Tabaksteuer- 
gesetzes drei verschiedene Änderungen und 
Ergänzungen des Tabaksteuergesetzes vor. Es 
handelt sich 

1. um die Änderung der Steuersätze des 
Tabaksteuergesetzes, die aus Anlaß der 
Erhöhung der Umsatzsteuer erforderlich 
geworden ist, 

2. um die Ergänzung einer Vorschrift, die aus 
Gründen der Vereinfachung geboten ist, 

3. um die Wiedereinführung von Vorschriften, 
die die Erhaltung des mittelständischen 
Charakters der Tabakindustrie bezwecken. 

1 . 

In dem Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes und des Be- 
fürderungsteuergesetzes, der den ges.lz- 
gebenden Körperschaften vorliegt, ist eine 
Erhöhung des allgemeinen Satzes der Um- 
satzsteuer von 3 auf 4 v. H. und des für den 
Großhandel gültigen Steuersatzes von auf 
1 v. H. vorgesehen. Diese Erhöhung wirkt 
sich bei Tabakerzeugnissen in besonderem 
Maße aus, weil die Umsatzsteuer auch von 
der Tabaksteuer erhoben wird und die Klein- 
verkaufspreise der Tabakerzeugnisse ge- 
bunden sind. Der Mehrbetrag an Umsatz- 
steuer, der auf den Fabrikwarenpreis, auf 
den Großhandelspreis und auf den Klein- 
verkaufspreis entfällt, kann von Industrie 
und Handel wegen der angestiegenen Pro- 
duktions- und Handelsunkosten ohne eine Er- 
höhung der Kleinverkaufspreise nicht ge- 
tragen werden. Eine Erhöhung der Kleinver- 
kaufspreise nur um den Mehrbetrag an Um- 
satzsteuer ist nicht zweckmäßig. Dabei wür- 
den sich krumme Preise ergeben, die für 
den Handel nicht tragbar sind. Die Industrie 
würde deshalb gezwungen sein, allgemein 
ihre Erzeugnisse in schon zugelassenen höhe- 
ren Preisklassen zu versteuern. Das muß aber 
vermieden werden, wenn nicht das Auf- 
kommen aus der Tabaksteuer durch Absatz- 
rückgang erheblich absinken soll. Zum Aus- 
gleich für die mehr zu zahlende Umsatz- 
steuer sollen deshalb die Tabaksteuersätze 
des § 3 Absatz 1 des Tabaksteuergesetzes bei 


Aufrechterhaltung der jetzigen Preisklassen 
entsprechend gesenkt werden. 

2 . 

§ 15 des Tabaksteuergesetzes vom 4. April 
1939 ermächtigte den Reichsminister der Fi- 
nanzen, für Tabakerzeugnisse, die nicht zum 
Handel eingeführt wurden, Durchschnitts- 
preise für die Versteuerung festzusetzen. Nach 
diesen Preisen war nach Satz 2 des § 15 des 
Tabaksteuergesetzes die Steuer auch für 
Tabakerzeugnisse zu berechnen, die unter 
Hinterziehung der Abgaben eingeführt wur- 
den. Die Vorschrift diente zur Vereinfachung 
der Verwaltungsarbeit, weil die Berechnung 
der Kleinverkaufspreise nach den allge- 
meinen Bestimmungen umständlich ist. 

Die Festsetzung von Durchschnittspreisen hat 
sich bewährt. Die Gleichstellung der Ver- 
steuerung von Tabakerzeugnissen, die nicht 
zum Handel bestimmt sind, z. B. von Ge- 
schenksendungen, mit der Versteuerung von 
Tabakerzeugnissen in Strafsachen hat sich 
dagegen als unzweckmäßig erwiesen. Aus 
diesem Grunde sind die Abgaben für Tabak- 
erzeugnisse, die nicht zum Handel eingeführt 
wurden, schon im Jahre 1942 unter Ermäßi- 
gung pauschaliert worden. Im Anschluß daran 
haben auf Empfehlung des Gemeinsamen 
Deutschen Finanzrats die Länder neue Pau- 
schalabgaben festgesetzt. Der Bundesfinanz- 
hof hat jedoch entschieden, daß diese Pau- 
schalierung über die Ermächtigung des § 15 
des Tabaksteuergesetzes hinausgeht. 

Der Gesetzentwurf sieht deshalb getrennt Er- 
mächtigungen für Tabakerzeugnisse, die nicht 
zum Handel eingeführt werden, und für 
Tabakerzeugnisse, die unter Hinterziehung 
oder Gefährdung der Abgaben eingeführt 
werden, vor. 

3. 

In dem Entwurf sind ferner steuerliche Er- 
leichterungen für Kleinbetriebe und kleinere 
Mittelbetriebe der Zigarren-Zigaretten- und 
Rauchtabakindustrie vorgesehen. Diese Be- 
triebe genossen schon früher Erleichterungen 
in Gestalt der sogenannten Betriebsbeihilfe 
(§ 75 des Tabaksteuergesetzes vom 4. April 
1939, §§ 115 bis 120 der Tabaksteuerdurch- 
führungsbestimmungen vom 6. April 1939). 
Auf Grund des Erlasses des Reidisministers 
der Finanzen vom 24. Februar 1944 V 1574 
— 340 II (Reichszollbl. 1944 S. 33) wurde die 
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Betriebsbeihilfe Herstellern von Zigaretten 
und von Rauchtabak nicht mehr gewährt. 
Durch das Kontrollratsgesetz Nr. 26 wurde 
die Betriebsbeihilfe überhaupt aufgehoben. 
Die Kleinbetriebe und kleineren Mittel- 
betriebe sind nach Aufhebung der Zwangs- 
wirtschaft im Wettbewerbskampf gegenüber 
den größeren Betrieben mehr und mehr in 
Nachteil geraten. Zur Erhaltung der Lebens- 
fähigkeit der kleineren Betriebe und damit 
der mittelständischen Struktur des Tabak- 
gewerbes sind deshalb Steuererleichterungen 
vorgesehen. Diese ähneln in ihrer Aus- 
wirkung einer Staffelsteuer, wie sie z. B. das 
Biersteuergesetz kennt. Eine Staffelsteuer im 
eigentlichen Sinne läßt sich jedoch nicht 
durchführen, weil Großbetriebe die Steuer- 
erleichterung nicht erhalten sollen; außerdem 
würden sich nicht tragbare technische Schwie- 
rigkeiten bei der Berechnung der Steuer- 
zeichenwerte ergeben. Der Entwurf sieht vor, 
daß den Betrieben am Schluß jedes Viertel- 
jahres ein Teil der gezahlten Tabaksteuer er- 
stattet wird. Damit erhalten die Hersteller 
einen Rechtsanspruch auf die Steuererleichte- 
rung. Diese hat also nicht mehr den Cha- 
rakter einer sozialen Beihilfe, wie es bei der 
Betriebsbeihilfe der Fall war. Die zu er- 
stattenden Beträge sind auf den von den Be- 
trieben gezahlten Steuerwert, die steuerliche 
liCistung, abgestellt, um einen Maßstab für 
den Kreis der für die Steuererleichterung in 
Betracht kommenden Betriebe und für die 
Höhe der Steuererleichterung zu haben. Die 
Erleichterung erstreckt sich nicht — wie es 
auch bei der Betriebsbeihilfe nicht der Fall 
war — auf die Kautabak- und Schnupftabak- 
industrie, weil die wirtschaftliche Struktur 
dieser Industriezweige anders geartet ist. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1, Ziffer 1 

Die Mehrbelastung durch die Erhöhung der 
L^msatzsteuer beträgt etwa 2 v. H. des Ge- 
samtkleinverkaufspreises der Tabakerzeug- 
nisse und ist nach den statistischen Unter- 
lagen auf etwa 75 Millionen DM im Jahr zu 
schätzen. Die Steuersätze des § 3 Absatz 1 
des Tabaksteuergesetzes sind deshalb um je 
2 V. H. gekürzt worden. Die Mindereinnahme 
bei der Tabaksteuer wird durch die Mehr- 
einnahme bei der Umsatzsteuer ausgeglichen. 

Zu Artikel 1, Ziffer 2 

Die Vorschrift enthält zwei Ermächtigungen. 
Die erste ist neu. Danach kann der Bundes- 


minister der Finanzen für eingeführte, nicht 
zum Handel bestimmte Tabakerzeugnisse 
Pauschalabgaben festsetzen. Da es sich hier in 
der Regel um kleine und kleinste Mengen 
handelt, ist eine Vereinfachung besonders 
geboten. Die Ermächtigung erstreckt sich auch 
auf eine Ermäßigung der Abgaben, da die 
Eingangsabgaben im Verhältnis zum Wert 
der Ware sehr hoch sind. Die Abgaben dürfen 
nur soweit ermäßigt werden, daß die Be- 
lastung der inländischen Tabakerzeugnisse 
gleicher Gattung nicht unterschritten wird. 

Die zweite Ermächtigung entspricht dem bis- 
herigen Recht, soweit es sich um Tabakerzeug- 
nisse handelt, die unter Hinterziehung der 
Abgaben eingeführt werden. Diese Ermächti- 
gung ist auf solche Tabakerzeugnisse ausge- 
dehnt, die unter Gefährdung der Abgaben 
eingeführt werden. Diese Erweiterung hat 
sich aus der Praxis heraus als zweckmäßig 
erwiesen. 

Zu Artikel 1, Ziffer 3 
Wegen der Erhöhung der Umsatzsteuer ist 
auch eine Senkung des Steuersatzes für Ziga- 
reltenpapier geboten. Bei Zigarettenpapier 
sind zwar die Kleinverkaufspreise nicht an 
bestimmte Preisklassen gebunden, vielmehr 
ist die Steuer für eine bestimmte Stückzahl 
von Zigarettenhüllen in einem DM-Betrag 
(5 DM für 1000 Zigarettenhüllen) festgelegt. 
Gleichwohl empfiehlt es sich, auch hier die 
Steuer zu senken, weil der Umsatzsteuer- 
mehrbetrag ebenfalls im Hinblick auf die er- 
höhten Produktions- und Handelsunkosten 
ohne Preiserhöhung nicht getragen werden 
könnte. Eine Preiserhöhung würde aber den 
Schmuggel mit Zigarettenpapier nur noch 
mehr anwachsen lassen. Die Senkung der 
Steuer um 20 Pfg für 1000 Stück entspricht 
etwa der Mehrbelastung durch die Umsatz- 
steuer. 

Zu Artikel 1, Ziffer 4 
§75: 

Die Vorschrift hält sich im wesentlichen an 
die früher für die Betriebsbeihilfe im § 115 
der Tabaksteuerdurchführungsbestimmungen 
getroffene Regelung. 

Nach Absatz 2 wird die Steuererleichterung 
grundsätzlich auf Betriebe beschränkt, die be- 
reits am 1. Januar 1951 bestanden haben oder 
betriebsfertig hergerichtet waren. Andern- 
falls würde ein Anreiz gegeben sein, neue 
Betriebe zu gründen. Dem muß aber ent- 
gegengetreten werden, weil das Tabak- 



gewerbe ohnehin schon übersetzt ist. Neue 
Betriebe oder solche, die die Herstellung er- 
stattungsfähiger Erzeugnisse neu auf nehmen, 
sollen daher an der Vergünstigung nur teil- 
nehmen, wenn sie sich zwei Jahre lang als 
lebensfähig erwiesen haben. 

Die in den Ziffern 1 bis 4 des Absatzes 3 ge- 
forderten Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung der Steuererleichterung entsprechen der 
früheren für die Betriebsbeihilfe getroffenen 
Regelung. Neu ist die Vorschrift in Ziffer 5. 
Danach erhält ein Betrieb die Steuererleich- 
terung nicht, wenn er fällige Tabaksteuer- 
beträge nicht rechtzeitig entrichtet und bei 
pünktlicher Zahlung der Steuer einen An- 
spruch auf die Steuererleichterung nicht 
haben würde. Durch diese Bestimmung soll 
verhindert werden, daß durch säumige Zah- 
lung der Tabaksteuer ein Anspruch auf die 
Steuererleichterung entsteht. 

Absatz 4 bestimmt, daß beim Übergang des 
Betriebes auf einen anderen Inhaber der 
Rechtsnachfolger die Steuererleichterung er- 
neut zu beantragen hat. Die nochmalige Prü- 
fung soll gewährleisten, daß auch der Rechts- 
nachfolger die Voraussetzungen für die 
Steuererleichterung erfüllt. 

Absatz 5 entspricht der früher für die Be- 
triebsbeihilfe in § 116 Absatz 3 der Tabak- 
steuerdurchführungsbestimmungen getroffe- 
nen Regelung. 

§ 75 a: 

Die Vorschrift bestimmt, daß bei Bestrafung 
des Betriebsinhabers oder des gesetzlichen 
Vertreters wegen Steuerhinterziehung die 
Steuererleichterung entfällt, wie es bereits 
früher bei der Betriebsbeihilfe der Fall war. 
Außerdem ist vorgesehen, daß die Zahlung 
der zu erstattenden Beträge schon vorläufig 
ausgesetzt wird, wenn gegen den Betriebs- 
inhaber oder den gesetzlichen Vertreter ein 
Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung 
eingeleitet worden ist. Die Gewährung der 
Steuererleichterung ist bei steuerunehrlichem 
Verhalten nicht gerechtfertigt. 

§§ 75 b bis 75 e; 

Die Steuererleichterung bemißt sich nach dem 
in einem Vierteljahr gezahlten Steuerwert. 
Die vorgeschlagene Regelung ist auf das Be- 
dürfnis der in Betracht kommenden Indu- 
striezweige abgestellt und wird im Verhältnis 
zum Gesamtaufkommen der Tabaksteuer für 
tragbar gehalten. Der Gesamtaufwand für die 
Steuererleichterung wird etwa 15 Millionen 


DM im Jahr betragen. Er wird vielleicht teil- 
weise ausgeglichen durch den Mehrertrag an 
Tabaksteuer, der sich durch das in den letz- 
ten Monaten in gewissem Umfange beobach- 
tete Ansteigen des Durchschnitts der Klein- 
verkaufspreise der Tabakerzeugnisse ergibt. 
Der Höchstbetrag, den ein Betrieb als Steuer- 
erleichterung erhalten kann, beträgt im 
Vierteljahr 

bei Herstellern von Zigarren 3 150 DM 
bei Herstellern von Zigaretten 60 250 DM 
bei Herstellern von Rauchtabak 5 600 DM. 
Der Betrag der Steuererleichterung wird bei 
Überschreiten bestimmter Steuerwertgrenzen 
um 25 und 50 v. H. gekürzt. Bei Überschreiten 
einer Steuer wertgrenze, die im Vierteljahr 

für Hersteller von Zigarren 150 000 DM 
für Hersteller von Zigaretten 6 750 000 DM 
für Hersteller von Rauchtabak 280 000 DM 

beträgt, fällt die Steuererleichterung weg. 
Das entspricht einer Versteuerung im Viertel- 
jahr von etwa 

2,8 Millionen Zigarren bei einem Durch- 
schnittskleinverkaufspreis von 19 Pf, 

116 Millionen Zigaretten bei einem Durch- 
schnittskleinverkaufspreis von 10 Pf, 

20 000 kg Rauchtabak bei einem Durch- 
schnittskleinverkaufspreis von 28,56 DM 
für 1 kg, 

der sich aus dem Mittel des Durchschnitts- 
kleinverkaufspreises von 36,54 DM für 1 kg 
Feinschnitt und von 20,58 für 1 kg Pfeifen- 
tabak ergibt. 

Die Steuererleichterung wirkt sich in der 
Weise aus, daß sich in der niedrigsten Steuer- 
staffel eine Ermäßigung ergibt 
für Hersteller von Zigarren von 6,38 DM 
für 1000 Zigarren, 

für Hersteller von Zigaretten von 4,66 DM 
für 1000 Zigaretten, 

für Hersteller von Rauchtabak von 1,40 DM 
für 1 kg. 

Die Ermäßigung fällt allmählich ab und be- 
trägt auslaufend 

für Hersteller von Zigarren 0,55 DM für 
1000 Zigarren, 

für Hersteller von Zigaretten 0,26 DM für 
1000 Zigaretten, 

für Hersteller von Rauchtabak 0,14 DM für 
1 kg. 

Die Vorschriften für gemischte Betriebe in 
§ 75 e entsprechen dem bisherigen Recht. 
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§ 75 f: 

Die Vorschrift bestimmt, daß in die Steuer- 
wertgrenzen, die für die Kürzung oder den 
Wegfall der Steuererleichterung maßgebend 
sind, der Steuerwert der unversteuert ge- 
lieferten Tabakerzeugnisse einbezogen wird. 
Dadurch soll verhindert werden, daß Be- 
triebe bei Lieferung unversteuerter Erzeug- 
nisse Steuererleichterung erhalten, die Be- 
trieben mit gleich großer Produktion bei 
Lieferung versteuerter Ware nicht oder nicht 
in dem Umfange gewährt wird. 

§75h: 

Die Vorschrift enthält zwei Ermächtigungen. 

1. Die Auswirkungen der Steuererleichterung 
und die wirtschaftliche Entwicklung der Be- 
triebe lassen sich nicht mit Sicherheit über- 
sehen. Es wird deshalb erforderlich sein, die 
Angemessenheit der Staffeln, der Vom- 
hundertsätze und der Steuerwertbeträge nach 
einer gewissen Zeit zu überprüfen und sie 
nötigenfalls anderweit festzusetzen. Dies soll 
durch die in der Vorschrift enthaltene erste 
Ermächtigung ermöglicht werden. 

2, Zur Regelung der Einzelheiten des Ver- 
fahrens sind Durchführungsbestimmungen er- 
forderlich, Die Befugnis zu deren Erlaß wird 
dem Bundesminister der Finanzen durch die 
zweite Ermächtigung übertragen. 

Zu Artikel 1. Ziffer 5 

§81: 

Das Tabaksteuergesetz wird durch bundes- 
eigene Verwaltung ausgeführt. Nach Ar- 
tikel 86 des Grundgesetzes hätte deshalb die 
Bundesregierung die allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften zu erlassen, weil das 
Tabaksteuergesetz eine Ermächtigung dazu 
nicht enthält. Um die Bundesregierung nicht 
mit Einzelheiten zu belasten, wird der Bundes- 
minister der Finanzen zum Erlaß von allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften zur Durch- 
führung des Tabaksteuergesetzes ermächtigt. 


Zu Artikel 2 

Für Tabakwaren, die sich am Tage des In- 
krafttretens der Ziffern 1 und 3 des Artikels 1 
im Handel befinden, haben die Händler die 
Umsatzsteuer nach den erhöhten Sätzen zu 
entrichten. Nach diesem Tage werden sich 
nach zweierlei Sätzen versteuerte Tabak- 
waren im Handel befinden. Infolgedessen 
wird der Großhandel die zu alten Sätzen ver- 
steuerte Ware nicht an den Kleinhandel ab- 
setzen können, da die neue Ware im Einkauf 
billiger ist als am Stichtag bei ihm vor- 
handene, und der Kleinhändler wird seinen 
Vorrat infolge der erhöhten Umsatzsteuer 
kaum noch mit Nutzen verkaufen können, 
da eine Erhöhung der Kleinverkaufspreise 
nicht in Betracht kommt. Die Vorschrift er- 
mächtigt deshalb den Bundesminister der Fi- 
nanzen auf die beim Inkrafttreten der nie- 
drigeren Tabaksteuersätze im Handel (Fabrik- 
lager, Großhandel und Kleinhandel) befind- 
lichen versteuerten Tabakwaren eine Ver- 
gütung an Tabaksteuer zu gewähren, die dem 
Mehrbetrag an Umsatzsteuer entspricht, den 
der Handel zu zahlen hat. Der Aufwand für 
die Vergütung wird durch die Mehreinnahme 
bei der Umsatzsteuer ausgeglichen, 

Beträge unter 5 DM sollen nicht vergütet 
werden, weil diese Beträge in keinem Ver- 
hältnis zu der mit der Vergütung verbunde- 
nen Verwaltungsarbeit stehen würden. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschriften in Ziffern 1 und 3 des Ar- 
tikels 1 und die des Artikels 2 müssen gleich- 
zeitig mit der Erhöhung der Umsatzsteuer in 
Kraft treten. Hierzu wird auf die Aus- 
führungen in Ziffer 1 des allgemeinen Teiles 
und auf die Ausführungen zu Artikel 2 des 
besonderen Teiles der Begründung Bezug 
genommen. 

Ziffer 4 des Artikels 1 soll mit Beginn des 
Vierteljahres in Kraft treten, in dem das Ge- 
setz verkündet wird, damit die Industrie noch 
für dieses Vierteljahr in den Genuß der 
Steuererleichterung kommt. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 


a) Im Artikel 1 Ziffer 4 erhält § 75 e fol- 
gende Fassung: 

4 75 e 

(1) Stellt ein Hersteller mehrere Gat- 
tungen von erstattungsfähigen Tabak- 
erzeugnissen oder neben solchen auch 
andere Tabakerzeugnisse her, so wird 
ihm die Steuererleichterung nur gewährt, 
wenn der im Vierteljahr für alle von ihm 
hergestellten Tabakerzeugnisse gezahlte 
Steuerwert 

a) bei Betrieben, die auch Zigaret- 
ten hersteilen, den Betrag von 
5 500 000 DM, 

b) bei anderen Betrieben den Betrag 
von 300 000 DM 

nicht übersteigt. Dabei darf bei den 
zu a genannten Betrieben der im Vier- 
teljahr für erstattungsfähige Erzeug- 
nisse gezahlte Steuerwert den Betrag von 
5 200 000 DM bei Zigaretten und den 
Betrag von zusammen 200 000 DM bei 
Zigarren und Rauchtabak, aber bei Zi- 
garren den Betrag von 120 000 DM 
nicht übersteigen. Bei den zu b genann- 
ten Betrieben darf der im Vierteljahr 
für erstattungsfähige Erzeugnisse ge- 
zahlte Steuerwert den Betrag von 
120 000 DM bei Zigarren und von 
220 000 DM bei Rauchtabak nicht über- 
steigen. 

(2) Der Betrag der Steuererleichterung 
ist nach oben durch die Summe begrenzt, 
die sich aus dem Höchstbetrag für eine 
Gattung und aus dem halben Höchst- 
betrag für eine andere Gattung nach 
§ 75 b ergibt. Diese Summe ist für jeden 
Betrieb besonders zu bilden und zwar 
aus dem Höchstbetrag für die Gattung, 
für die der Hersteller in dem Vierteljahr 
den größten Steuerwert gezahlt hat, 
und aus dem halben Höchstbetrag 
für die Gattung, für die er den 
nächstiiiederen Betrag an Stcuerwert 


entrichtet hat. Sind die gezahlten 
Steuerwerte gleich hoch, so ent- 
scheidet für die Bildung der Summe der 
höhere Kleinverkaufswert der einzelnen 
Gattung, für die die Steuerwertbeträge 
gezahlt worden sind.** 
b) Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, 

a) für versteuerte Tabakwaren, die sich 
beim Inkrafttreten der Ziffern 1 
und 3 des Artikels 1 Im Handel be- 
finden, 

b) für Tabaksteuerzeichen, die beim In- 
krafttreten der Ziffern 1 und 3 des 
Artikels 1 in Betrieben von Tabak- 
warenherstellern und in Steuerlagern 
für Zigarren noch nicht verwendet 
sind oder an Packungen von Tabak- 
waren sich befinden, für die die 
Steuerschuld noch nicht entstanden 
ist. 

c) für Außenstände, die nach Inkraft- 
treten der Ziffern 1 und 3 des Ar- 
tikels 1 aus Lieferungen versteuerter 
Tabakwaren bei Herstellern und 
Großhändlern elngehen, welche die 
Umsatzsteuer nach vereinnahmten 
Entgelten zahlen, sofern die Liefe- 
rungen nicht länger als drei Monate 
vor dem Inkrafttreten der genann- 
ten Ziffern des Artikels 1 zurück- 
liegen, 

als Übergangsregelung durch Rechtsver- 
ordnung die Unterschiedsbeträge, die sich 
aus der Senkung der Steuersätze des § 3 
Absatz 1 und des § 17 des Tabaksteuer- 
gesetzes ergeben, zu vergüten und das 
Verfahren hierfür zu bestimmen. Die 
Vergütung wird nur gewährt, wenn sie 
im Einzelfalle mindestens 5, — DM be- 
trägt. Die Vergütungsbeträge sind auf 
volle Deutsche Mark nach unten abzu- 
runden.** 
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